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Weiterführende Informationen erhalten Sie hier:

	Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) – Hauptverwaltung

Pappelallee 33/35/37     22089 Hamburg

Telefon: 040 20207-0     Telefax: 040 20207-2495     E-Mail: info@bgw-online.de

	BGW Bezirksverwaltung Karlsruhe

Zuständigkeit nach Postleitzahlen: 70-73; 75-79; 88

Philipp-Reis-Straße 3     76137 Karlsruhe

Telefon: 0721 9720-0

Telefax: 0721 9720-5573
	BGW Bezirksverwaltung München

Zuständigkeit nach Postleitzahlen: 80-87; 89-95

Helmholtzstraße 2     80636 München

Telefon: 089 35096-0

Telefax: 089 35096-4686

	BGW Bezirksverwaltung Mainz

Zuständigkeit nach Postleitzahlen: 54-56; 60; 65-69

Göttelmannstraße 3     55130 Mainz

Telefon: 06131 808-0

Telefax: 06131 808-3998
	BGW Bezirksverwaltung Würzburg

Zuständigkeit nach Postleitzahlen: 34-36; 61; 63-64; 74; 96-99

Röntgenring 2     97070 Würzburg

Telefon: 0931 3575-0

Telefax: 0931 3575-5825

	Landesgesundheitsamt im 
Regierungspräsidium Stuttgart

Nordbahnhofstraße 135

70191 Stuttgart

Telefon: 0711 904-35000

Telefax: 0711 904-35010

E-Mail: poststelle@rps.bwl.de
	Die Arbeitsschutz-Aufsichtsbehörden befinden sich auf der unteren Verwaltungsebene, d. h. in den Ämtern der Stadt- und Landkreise. Die Adressen finden Sie im PRAXIS-Handbuch „3. Qualitätssicherung: Anhang“ unter „3.1 Adressenverzeichnis“ – 3.1.1 Arbeitsschutzämter“.


Literaturquelle:

· „PRAXIS-Handbuch & Navigator“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg

	Vorwort




Ziel des Arbeitsschutzes ist es, das Leben und die Gesundheit der Mitarbeiter/innen einer Zahnarztpraxis zu schützen und sowohl Arbeitsplätze und Arbeitsverfahren als auch 
Arbeitsabläufe entsprechend der Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter/innen zu gestalten. Das Auftreten von krankheitsbedingten Fehlzeiten, technischen Störungen, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten beeinflussen nicht nur negativ den Praxisablauf, die Behandlungsqualität und die Motivation aller Mitarbeiter/innen, sondern sind auch für die Entstehung erheblicher Kosten für den Praxisinhaber verantwortlich. Die Sicherheit, Gesundheit und das Wohlbefinden der Mitarbeiter/innen beeinflussen nachhaltig den gesamtwirtschaftlichen Erfolg der Zahnarztpraxis. Somit leistet der Arbeitsschutz einen wesentlichen Beitrag für ein effizientes und störungsfreies Arbeiten und fördert den Praxiserfolg.

Die Verantwortung für den Arbeitsschutz liegt beim Praxisinhaber. Die Umsetzung sollte 
jedoch als Teamaufgabe gesehen werden.
Mit dem Leitfaden wird dem Praxisinhaber eine Unterstützung gegeben,

· den Arbeitsschutz in die Praxisorganisation einzubinden und dabei auch zu verbessern,

· grundlegende arbeitsschutzrechtliche Forderungen des Gesetzgebers und der Berufs-genossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege zu erfüllen,

· Arbeitsbedingungen, die sich auf die Gesundheit und Sicherheit der Mitarbeiter/innen aus-wirken, zu beurteilen und zu verbessern und

· die Dokumente zu erstellen, die er zum Nachweis einer geeigneten Arbeitsschutzorganisation benötigt.

Der Leitfaden ist Bestandteil des PRAXIS-Handbuches der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg. Neben den behandelten Themen wird auf weiterführende, detaillierte Informationen und Hilfsmittel in den entsprechenden Fachkapiteln verwiesen.
Wir hoffen, mit dem vorliegenden Leitfaden eine praxisnahe, kompakte Hilfestellung für das 
Arbeitsschutzmanagement in der Zahnarztpraxis zu geben. 

Stuttgart, im März 2017
gez.

Dr. Norbert Struß

Vorsitzender des 
Praxisführungsausschusses der

Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg
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In der rechten Spalte finden Sie auf jeder Seite farblich codierte Hinweise (Links) auf weiterführende Hilfsmittel bzw. Muster-Qualitätssicherungsdokumente im „PRAXIS-Handbuch“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.
Allgemeiner Teil

PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
PHB „2. Qualitätssicherung in der Zahnarztpraxis“


	Rechtliche Vorgaben

	1.


1.1
Rechtliche Grundlagen

Grundgesetz, Sozialgesetzbuch VII, EU-Richtlinien, Gesetze (z.B. Arbeitsschutzgesetz), Verordnungen (z.B. Gefahrstoffverordnung, Biostoffversorgung), Richtlinien, Rechtsprechung, nicht gesetzliche technische Regelwerke (z.B. DIN-Normen, VDE-Vorschriften), auf den autonomen Satzungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) basierende Unfallverhütungsvorschriften/Regeln/Grundsätze/ 
Informationen.
1.2
Definition – Arbeitsschutz

Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne des ArbSchG sind Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen bei der Arbeit und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren einschließlich Maßnahmen der menschengerechten Gestaltung der Arbeit.
1.3
Das Arbeitsschutzsystem in Deutschland

Das Arbeitsschutzsystem in Deutschland beruht auf zwei Säulen, d.h. neben dem staatlichen Arbeitsschutz existieren auch Arbeitsschutzvorgaben der gesetzlichen Unfallversicherungsträger (Dualismus im Arbeitsschutz).
[image: image25.emf]


Abb.1: Arbeitsschutzsystem in Deutschland
Regelwerke, die zur Einsicht auszulegen bzw. auszuhängen sind, können dem Kapitel „2.1 Kurzübersicht: Adressen, Fristen, Termine“ entnommen werden.
1.4
Überwachung des Arbeitsschutzes

In Baden-Württemberg obliegt die Überwachung des Arbeitsschutzes folgenden Institutionen:

· Arbeitsschutz in Zahnarztpraxen 
( Stadt- und Landkreise und BGW
· Mutterschutz 
( Fachgruppen für Mutterschutz in den Regierungspräsidien

· Medizinischer Arbeitsschutz 
( staatlicher Gewerbearzt im RP Stuttgart 
	Verantwortung im Arbeitsschutz

	2.





BuS-Dienst der 
LZK BW


Fortbildungen „Praxisführung“ der LZK BW
2.1
Der Praxisinhaber als Hauptverantwortlicher

· Der Praxisinhaber ist grundsätzlich für die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit verantwortlich. Er ist verpflichtet, die Gefährdung am Arbeitsplatz zu beurteilen und die erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen hinsichtlich der Faktoren festzulegen, welche die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen.
· Die eingeführten Maßnahmen müssen vom Arbeitgeber auf ihre Wirksamkeit überprüft werden, um eine kontinuierliche Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten zu gewährleisten. Zu seiner Unterstützung hat der Arbeitgeber nach der Unfallverhütungsvorschrift DGUV V2 Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte zu bestellen, die ihn in Fragen des Arbeitsschutzes und der Arbeitsmedizin beraten. Durch die Teilnahme am BuS-Kammermodell der LZK BW kann die betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung in Eigenregie durchgeführt werden. 

· Grundsätzlich bietet es sich für den Praxisinhaber an, gewisse nach den Unfallverhütungsvorschriften obliegende Aufgaben an zuverlässige, entsprechend qualifizierte Mitarbeiter zu delegieren. Diese Aufgabendelegation entbindet den Praxisinhaber aber nicht von seiner grundsätzlichen Verantwortung im Arbeitsschutz, d.h. er hat auch die delegierten Aufgabenbereiche ständig zu kontrollieren und zu überwachen.

2.2
Unterstützungspflicht der Mitarbeiter

· Die Mitarbeiter haben alle Schutzmaßnahmen zu unterstützen. Hierzu zählen beispielsweise das Tragen von Persönlicher Schutzausrüstung, die Teilnahme an Mitarbeiterunterweisungen, das Melden und Beseitigen von Mängeln, etc.
· Ausnahme: Sicherheitswidrigen Anweisungen bzw. Maßnahmen muss nicht Folge geleistet werden!
	Gefährdungsbeurteilung

	3.




PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“


BuS-Dienst der 
LZK BW
PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“
3.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitssicherheitsgesetz, Arbeitsschutzgesetz, Gefahrstoffverordnung, Biostoffverordnung, Betriebssicherheitsverordnung, Bildschirmarbeitsverordnung, Jugendarbeitsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz, Arbeitszeitgesetz, Arbeitsstättenverordnung, Technische Regeln für Arbeitsstätten (ASR), Unfallverhütungsvorschriften, u.a..
3.2
Die Gefährdungsbeurteilung als kontinuierlicher Prozess
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Abb.2: Standard-Ablaufschema einer Gefährdungsbeurteilung
3.3
Verantwortlichkeiten und Aufgabenverteilung

Der Praxisinhaber kann Gefährdungsbeurteilungen nur selbst durchführen, wenn er die entsprechende Qualifikation hierfür besitzt oder erworben hat (beispielsweise über die Teilnahme am BuS-Kammermodell). Ist das nicht der Fall, hat er sich bei der Gefährdungsbeurteilung durch eine Fachkraft für Arbeitssicherheit und einen Betriebsarzt beraten zu lassen.

3.4
Durchführung der Gefährdungsbeurteilung

Für die am BuS-Kammermodell teilnehmenden Praxisinhaber stehen für die Durchführung Muster-Gefährdungsbeurteilungen im PRAXIS-Handbuch der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg zur Verfügung.

3.5
Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung

Die Gefährdungsbeurteilung muss dokumentiert werden. Die Dokumentation umfasst die ermittelten Gefährdungen, die festgelegten Schutzmaßnahmen sowie die Ergebnisse der regelmäßigen Überprüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen.
3.6
Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung




Die Gefährdungsbeurteilung muss in regelmäßigen Zeitabständen (grundsätzlich alle 3 Jahre) bzw. unmittelbar bei Änderungen des Gefährdungspotentials in der Praxis aktualisiert werden. Zu den Änderungen gehören z.B. neues Personal, neue Räumlichkeiten oder Gerätschaften, neue Arbeitsverfahren, neue Regelwerke, etc.
3.7
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

Die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung müssen Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
Spezieller Fachteil

	Abfallentsorgung

	4.




PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“



PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“



PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“



4.1
Rechtliche Grundlagen

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), Verordnungen (z.B. Abfallverzeichnisverordnung, Gewerbeabfallverordnung), Richtlinie über die ordnungsgemäße Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA), Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, u.a..
4.2
Verantwortlichkeiten

Der Praxisinhaber als Erzeuger und „Besitzer“ von Abfällen hat diese ordnungsgemäß nach geltenden Regelwerken einer fach- und sachgerechten Entsorgung zuzuführen.

4.3
Abfall

4.3.1
Abfall in der Zahnarztpraxis

· Für den Umgang mit Abfällen in der Zahnarztpraxis muss eine Gefährdungsbeurteilung erstellt werden.
· Abfälle werden nach Art, Beschaffenheit, Zusammensetzung, Menge und Herkunft einem Abfallschlüssel (Abfallverzeichnisverordnung) zugeordnet.

· Für die Entsorgung der mit einem Sternchen (*) gekennzeichneten Abfälle erhält der Praxisinhaber vom beauftragten Entsorgungsbetrieb einen Nachweis (Übernahmeschein) über die ordnungsgemäße Entsorgung. Die Übernahmescheine sind mindestens 3 Jahre aufzubewahren.
4.3.2
Vorgaben nach der RKI-Empfehlung „Infektionsprävention in der 


Zahnheilkunde – Anforderungen an die Hygiene“
Die Maßnahmen der Abfallentsorgung hat der Praxisinhaber im Hygieneplan festzulegen (im PRAXIS-Handbuch finden Sie einen Muster-Hygieneplan).

4.3.3
Einordnung und Zuordnung der Abfälle

Die Zahnarztpraxis und die dort anfallenden Abfälle liegen im Geltungsbereich der LAGA-Richtlinie. Von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes gehen bei sachgemäßer Handhabung keine größeren Gefahren aus als von ordnungsgemäß entsorgtem Siedlungsabfall.

Die nachfolgende Zuordnung der Abfälle zu einem Abfallschlüssel (AS) bezieht sich auf das Abfallverzeichnis der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV). Bei den mit einem Sternchen (*) gekennzeichneten Abfällen handelt es sich um gefährliche Abfälle.

Die bei den einzelnen Abfallschlüsseln nachfolgend gegebenen Hinweise (Tab.1) sowie die jeweils geltenden Abfallwirtschaftssatzungen des betreffenden Land- bzw. Stadtkreises, in dem sich der Praxisstandort befindet, sind zu beachten.






Tab.1: Übersicht über die Abfallarten
	Hausmüllbeseitigung

	AS 18 01 01

Spitze oder scharfe Gegenstände (Skalpelle, Kanülen von Spritzen und Infusionssystemen, Gegen​stände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen).
	AS 18 01 04

Wund- und Gipsverbände, 
Einwegwäsche, Einwegartikel 
(z.B. Spritzenkörper).
	AS 18 01 09

Altarzneimittel (bei kleineren 
Mengen).


Alternativ: freiwillige Rücknahme durch Apotheken.

	AS 18 01 03*

Abfälle, die mit erregerhaltigem (nach IfSG meldepflichtig) Blut, Sekret oder Exkret behaftet sind oder Blut in flüssiger Form enthalten.

Achtung: die gemeinsame Entsorgung dieser Abfallart ist nur nach erfolgreicher Desinfektion mit vom Robert-Koch-Institut anerkannten Verfahren (s. Liste der anerkannten Desinfektionsmittel und -verfahren; §18 IfSG; Verfahren mit dem Wirkungsbereich ABC) möglich (Details siehe LAGA-Richtlinie).
	AS 20 03 01

Gemischte Siedlungsabfälle 
(Hausmüllähnliche Abfälle).


	Sonderabfallverbrennung (i. d. R. gefährliche Abfälle)

	AS 18 01 01

Spitze oder scharfe Gegenstände (Skalpelle, Kanülen von Spritzen und Infusionssystemen, Gegen​stände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen).

Achtung: in einigen Stadt- und Landkreisen sind die Abfälle dieses Abfallschlüssels nicht über den Hausmüll zu entsorgen, da hier    z. B. Müllsortieranlagen nachgeschaltet sind. Bitte die 
Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beachten!
	AS 18 01 04

Wund- und Gipsverbände, 
Einwegwäsche, Einwegartikel (z.B. Spritzenkörper).

Achtung: in einigen Stadt- und Landkreisen sind die Abfälle dieses Abfallschlüssels nicht über den Hausmüll zu entsorgen, da hier z. B. Müllsortieranlagen nachgeschaltet sind. Bitte die 
Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beachten!
	AS 18 01 09

Altarzneimittel (weniger gefährliche oder ungefährliche).

Achtung: sofern missbräuchlicher Zugriff durch Dritte nicht ausgeschlossen werden kann.

	AS 09 01 01*

Entwicklerflüssigkeiten.
	AS 09 01 04* 

Fixierbäder.
	AS 15 01 10* 

Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten 
oder durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind.

	AS 18 01 02

Körperteile, Organabfälle, einschließlich Blutbeutel mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllt – keine Zähne! 
Bsp.: Einmalabsaugsysteme. 
	AS 18 01 03*

Abfälle, die mit erregerhaltigem (nach IfSG meldepflichtig) Blut, Sekret oder Exkret behaftet sind oder Blut in flüssiger Form enthalten.
	AS 18 01 06*

Chemikalienabfälle (Laugen, 
Säuren, Lösemittel, Diagnostikreste, Desinfektionsmittelkonzentrate, etc.). 

	AS 18 01 10*

Amalgamreste, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen, Inhalte von Amalgamabscheidern.
	
	








	Stoffliche Verwertung (Wertstoffe, Recycling)

	AS 09 01 07

Filme und fotografische Papiere, die Silber
(-verbindungen) enthalten
	AS 09 01 08

Filme und fotografische Papiere, die kein Silber(-verbindungen) enthalten

	AS 15 01 01

Verpackungen aus Papier und Pappe
	AS 15 01 02

[image: image26.emf]

Verpackungen aus Kunststoff

	AS 15 01 03

Verpackungen aus Holz
	AS 15 01 04

Verpackungen aus Metall

	AS 15 01 05

Verbundverpackungen
	AS 15 01 06

Gemischte Verpackungen

	AS 15 01 07

Verpackungen aus Glas
	AS 18 01 10*

Amalgamreste, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen, Inhalte von Amalgamabscheidern (über Hersteller/Vertreiber zum Zwecke der stofflichen Verwertung zurückgenommen bzw. einem Verwerter überlassen).


4.4
Indirekteinleitung amalgamhaltigen Abwassers

4.4.1
Rechtliche Grundlagen

Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG), Abwasserverordnung (AbwV und deren Anhänge), Indirekteinleiterverordnung (IndVO).
4.4.2
Amalgamabscheider

· An einem zahnärztlichen Behandlungsplatz, an dem Amalgam in der Abwasserfracht anfallen kann, ist ein Amalgamabscheider erforderlich.
· Der Abscheider muss bauartzugelassen sein (Deutsches Institut für Bautechnik DIBt, Berlin) und mindestens einen Abscheide-Wirkungsgrad von 95% aufweisen.

· Der Amalgamabscheider muss vor Inbetriebnahme und dann spätestens alle 5 Jahre auf seine Funktion geprüft werden (siehe Kapitel 4.4.3 dieses Leitfadens).

· Der bauartzugelassene Amalgamabscheider muss vom Praxisinhaber bei der zuständigen unteren Wasserbehörde angezeigt werden.

· Es kann auch ein Amalgamabscheider für mehrere Behandlungsplätze (zentraler Sammelabscheider) betrieben werden, sofern gewährleistet ist, dass der Abscheider die anfallende Wassermenge mit dem vorgeschriebenen Wirkungsgrad (Abscheidewirkungsgrad) verarbeiten kann.

4.4.3
Wartungsbuch

· Amalgamabscheider sind vor Inbetriebnahme und spätestens alle 5 Jahre durch eine hierfür befähigte Person (z.B. Gerätehersteller, Depot) nach den Prüfbedingungen des DIBt auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu untersuchen und der Prüfbericht ist der unteren Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen.

· Das Wartungsbuch muss 5 Jahre nach der letzten Eintragung aufbewahrt werden.
4.4.4
Entsorgung

Die Entsorgungsnachweise (Übernahmescheine) für Amalgam-Abfälle müssen 3 Jahre aufbewahrt werden.

	Arbeitsmedizinische Vorsorge

	5.
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5.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz, Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge, Infektionsschutzgesetz, Berufskrankheitenverordnung.
5.2
Gefährdungsbeurteilung

Vor Aufnahme der Tätigkeit wird im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festgestellt, ob und in welchem Umfang hautgefährdende Tätigkeiten (Feuchtarbeiten (*)) und 
Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (Infektionsgefährdung) Bestandteil der 
Beschäftigung sind und die erforderliche arbeitsmedizinische Vorsorge festgelegt.
(*) Feuchtarbeit = Tätigkeitsbedingtes Händewaschen (mehr als 5 Mal pro Arbeitstag) im häufigen Wechsel mit Tragen flüssigkeitsdichter Schutzhandschuhe. Das ausschließliche Tragen von flüssigkeitsdichten Schutzhandschuhen ist keine Feuchtarbeit.
5.3
Verantwortlichkeiten und Arbeits- und Betriebsmediziner
5.3.1
Praxisinhaber

· Der Praxisinhaber hat im Rahmen seiner arbeitsrechtlichen Fürsorgeverpflichtung die Beschäftigten über die arbeitsmedizinische Vorsorge aufzuklären und zu beraten (Mitarbeiter-Unterweisung).

· Grundsätzlich gibt es sowohl Angebots- als auch Pflichtvorsorge und Untersuchungen. Die Untersuchungen werden vor Aufnahme der Tätigkeit (Erstvorsorge) und anschließend in regelmäßigen Zeitabständen bzw. aufgrund der Beendigung einer entsprechenden Tätigkeit (weitere Vorsorgemaßnahmen) durchgeführt. 
· Die Kosten für die Durchführung der Vorsorgemaßnahmen (Untersuchungen) trägt der Praxisinhaber.

· Musterformulare für das Angebot bzw. die Veranlassung von Angebots- und Pflichtvorsorgemaßnahmen (Untersuchungen) finden Sie im PRAXIS-Handbuch.
5.3.2
Arbeitsmediziner/Betriebsmediziner

Arbeitsmedizinische Vorsorge (Untersuchungen) dürfen nur von einem Facharzt für Arbeitsmedizin oder von einem Arzt durchgeführt werden, der die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ trägt.
5.4
Vorsorge und Fristen

Eine Übersicht über die in der Zahnarztpraxis relevanten arbeitsmedizinischen Vorsorgemaßnahmen und die dabei einzuhaltenden Fristen finden Sie im Merkblatt „Arbeitsmedizinische Vorsorge“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.

5.5
Immunisierung

· In Deutschland besteht grundsätzlich keine Impfplicht (Ausnahme: Masernimpfung). Unmittelbares Ziel einer Impfung ist es, den Geimpften vor einer Krankheit zu schützen. 

· Liegen Gefährdungen vor, bei denen impfpräventiv vorgegangen werden kann, so sind den Beschäftigten im Rahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge entsprechende Schutzimpfungen anzubieten.

· Lehnt der Beschäftigte das Angebot ab, muss dies dokumentiert werden. Außerdem ist das Angebot in regelmäßigen Abständen zu wiederholen (Dokumentation). Die Ablehnung eines Impfangebots hat keinerlei Auswirkungen auf die Ausübung einer Tätigkeit.

· Beschluss des G-BA: Die Kosten für die Immunisierung trägt grundsätzlich die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV). Im Vorfeld der Immunisierung ist die Abklärung der Kostenübernahme durch die GKV zu empfehlen.
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https://www.rki.de/
· Jugendliche (15-17 Jahre alt) haben gegenüber der gesetzlichen Krankenversicherung einen Leistungsanspruch auf HBV-Immunisierung als Grundimmunisierung (sofern noch keine Grundimmunisierung vorliegt) bzw. als Komplettierung eines unvollständigen Impfschutzes.
5.5.1
Pflicht zur Masernimpfung
· Impfpflicht gilt für alle Personen, die am 01.03.2020 in einer Zahnarztpraxis tätig sind.

· Diejenigen Personen, die am 01.03.2020 bereits in einer Zahnarztpraxis 
tätig sind, müssen den Nachweis einer Masernimpfung bis zum 31.12.2021 vorlegen.

· Diejenigen Personen, die ab dem 01.03.2020 eingestellt werden, müssen den Nachweis einer Masernimpfung haben.
Ausnahmen von der Masernimpfpflicht:

· Ausgenommen sind Menschen, die 1970 und davor geboren sind, weil sie mit hoher Wahrscheinlichkeit die Masern schon durchlitten haben.
· Ausgenommen sind Menschen, die einen ärztlichen Nachweis vorlegen können, dass bei ihnen eine Impfung aus gesundheitlichen Gründen nicht ratsam ist (medizinische Kontraindikation).
5.6
Unterweisung

Die arbeitsmedizinische Vorsorge muss Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).

5.7
Gesundheitsdatei/Vorsorgekartei

Gemäß § 3 Abs. 4 ArbMedVV hat der Praxisinhaber eine Vorsorgekartei zu führen mit den Angaben, dass, wann und aus welchen Anlässen arbeitsmedizinische Vorsorge stattgefunden hat; die Kartei kann automatisiert geführt werden. Der Praxisinhaber hat der zuständigen Behörde auf Anordnung eine Kopie der Vorsorgekartei zu übermitteln. Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses hat der Arbeitgeber der betroffenen Person eine Kopie der sie betreffenden Angaben auszuhändigen; § 34 des Bundesdatenschutzgesetzes bleibt unberührt.
5.8
Jugendliche

· Ein Jugendlicher darf gemäß JArbSchG nur beschäftigt werden, wenn er innerhalb der letzten 14 Monate von einem Arzt untersucht worden ist (Erstuntersuchung) und dem Praxisinhaber die Bescheinigung über diese Untersuchung vorgelegt hat. Eine Kopie dieser Bescheinigung ist zusammen mit der Vertragsniederschrift der zuständigen Bezirkszahnärztekammer einzureichen.

· Ein Jahr nach Aufnahme der Ausbildung oder Beschäftigung muss die Bescheinigung über die erste Nachuntersuchung vorgelegt werden. Die Nachuntersuchung darf nicht älter als 3 Monate sein. Ist die erste Nachuntersuchung bis zum Ablauf von 14 Monaten nach dem Beginn der Beschäftigung nicht durchgeführt, darf der Jugendliche nicht weiterbeschäftigt werden.
· Für die Untersuchung entstehen dem Auszubildenden sowie der Praxis keine Kosten. Bei Jugendlichen trägt das Land Baden-Württemberg sowohl die Kosten für die Erstuntersuchung als auch für die Nachuntersuchungen.

5.9
Organisatorische Maßnahmen bei festgestellter Virusinfektion des 
Praxispersonals
Organisatorische Maßnahmen sowohl zur Verhütung von Infektionserkrankungen als auch zum Vorgehen nach festgestellter Infektionskrankheit werden ausführlich in den Epidemiologischen Bulletins Nr. 30/99 und 35/99 des Robert-Koch-Instituts behandelt.
5.10
Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die sich ein Versicherter durch die Arbeit zuzieht und die entweder in der Berufskrankheitenverordnung verzeichnet oder die nach neuen medizinischen Erkenntnissen durch den Beruf verursacht sind.

	Arbeitsunfall

	6.


6.1
Arbeitsunfall – Definition

Ein Arbeitsunfall ist eine von außen kommende, plötzliche, d.h. auf längstens eine Arbeitsschicht begrenzte, körperlich schädigende Einwirkung, die in einem inneren, wesentlichen, zumindest teilursächlichen Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit steht.
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Abb.3: Was ist ein Arbeitsunfall?

6.2
Arbeitsunfall – Was ist zu tun?

6.2.1
Sofortmaßnahmen

1. Ersthelfer (siehe Kapitel 11.2) rufen und Erstversorgung leisten.
2. Bei schweren Verletzungen (z.B. Knochenbruch) Rettungsdienst rufen.
3. Unfallverletzte müssen sich nach dem Unfall unverzüglich beim Durchgangsarzt (D-Arzt) vorstellen, wenn:
·    die Unfallverletzung über den Unfalltag hinaus zur Arbeitsunfähigkeit führt,
·    die Unfallverletzung voraussichtlich länger als eine Woche ärztlich 
behandelt werden muss und der betroffene Mitarbeiter trotzdem arbeiten kann oder 

·    infolge eines Arbeitsunfalls eine Wiedererkrankung eintritt.

ACHTUNG: Bei Nadelstichverletzungen ist aufgrund des Infektionsrisikos das 
weitere Vorgehen immer mit einem D-Arzt abzustimmen!

4. Bei einem Gefahrstoff-Unfall sollte für den Notarzt bzw. für den Durchgangsarzt das Sicherheitsdatenblatt (siehe Kapitel 12.4) mitgegeben werden.
ACHTUNG: Bei Vorliegen einer Augen- oder Hals-, Nasen-, Ohrenverletzung ist der Unfallverletzte dem nächsterreichbaren Arzt des entsprechenden Fachgebiets zuzuführen, es sei denn, dass sich die Vorstellung durch eine ärztliche Erstversorgung erübrigt hat.
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6.2.2
Maßnahmen nach der Erstversorgung

5. Eintragung der Unfall- und Erste-Hilfe-Leistung ins Verbandbuch (Aufbewahrungsfrist: Mindestens 5 Jahre nach der letzten Eintragung, Details siehe Kapitel 11).
6. Unfallanzeige an die BGW und an die zuständige staatliche Arbeitsschutzbehörde (Details siehe Kapitel 6.6 „Unfallanzeige“).
Das Formblatt „Unfallanzeige“ der BGW inklusive der dazugehörigen Erläuterungen finden Sie im Internet unter https://www.bgw-online.de/ bzw. im PRAXIS-Handbuch.
6.3
Durchgangsarztverfahren (D-Arzt-Verfahren) bei Arbeitsunfällen

· Ein D-Arzt ist ein Durchgangsarzt mit einer speziellen Zulassung und Bestellung durch den Landesverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, z.B. ein Facharzt für Chirurgie mit Schwerpunkt Unfallchirurgie.
· Gesetzlich unfallversicherte Personen, die einen Arbeitsunfall erlitten haben, werden vom D-Arzt ärztlich versorgt. Am D-Arzt-Verfahren nehmen nur Beschäftigte teil, die gesetzlich unfallversichert sind (z.B. BGW). Die Kosten trägt die BGW.

6.3.1
Suche nach einem Durchgangsarzt

Auf der Internetseite https://www.dguv.de/ können Sie unter der Schaltfläche „Quicklinks und Services“ (blaues Menü am Seitenende, nicht im Hauptmenü) die Rubrik „Datenbanken“ auswählen. In der Sidebar befindet sich dann die Option „D-Ärzte/Formulare“ mit dem untergeordneten Link „Datenbank Suche nach D-Arzt“.
6.3.2
Aushang/Einsichtnahme

Im Alarmplan können Sie die Durchgangsärzte sowie die berufsgenossenschaftliche bzw. unfallchirurgische Klinik in der Nähe des Praxisstandortes eintragen und für die Mitarbeiter sichtbar aushängen. Ein Muster-Alarmplan steht im PRAXIS-Handbuch zur Verfügung.
6.4
Umfang des Versicherungsschutzes

Versichert ist nicht nur die eigentliche Arbeit der Beschäftigten, sondern sind auch Unfälle auf der „direkten“ Fahrt zur Arbeit und von der Arbeit zur Wohnung (Wege-unfälle, Abb.4 und 5).
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Abb.4: Was ist ein Wegeunfall?
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Abb.5: Umfang des Versicherungsschutzes

6.5
Unterweisung/Unterweisungsinhalte
Der Versicherungsschutz, das Vorgehen und das Verhalten im Falle eines Arbeitsunfalls muss Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
6.6
Unfallanzeige

Die Unfallanzeige ist in der Unfallversicherungs-Anzeigeverordnung (UVAV) geregelt.

Bei einer Arbeitsunfähigkeit von länger als drei Tagen nach einem Arbeitsunfall bzw. einem Wegeunfall oder einem Unfall mit Todesfolge muss eine Meldung an die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) (2 Ausfertigungen) und an die zuständige staatliche Arbeitsschutzbehörde – Landratsamt (1 Ausfertigung) erfolgen. Ein Exemplar dient der Dokumentation in der Praxis.
Die Unfallanzeige kann auch online an die BGW über https://www.bgw-online.de/ übermittelt werden.
Tödlicher Arbeitsunfall:

Bei einem tödlichen Arbeitsunfall muss zusätzlich die Orts- bzw. Stadtpolizei verständigt werden. In einer derartigen Situation sind die BGW und die zuständige staatliche Arbeitsschutzbehörde (Landratsamt) unverzüglich fernmündlich zu informieren.
Nadelstichverletzung:

Jede Nadelstichverletzung sollte - unabhängig von der dreitägigen Arbeitsunfähigkeit als Meldekriterium - über die Unfallanzeige der BGW gemeldet werden.
Erste Hilfe und Verbandbuch:

Jede Erste-Hilfe-Leistung an Beschäftigten ist im Verbandbuch der Praxis zu dokumentieren. Die Aufbewahrungsfrist für das Verbandbuch beträgt mindestens 5 Jahre ab der letzten Eintragung. Ein Muster-Verbandbuch steht im PRAXIS-Handbuch zur Verfügung.
6.6.1
Aufbewahrungsfrist für Unfallanzeigen

Die Aufbewahrungsfrist für Unfallanzeigen beträgt 3 Jahre.
	Bauliche Anforderungen

	7.
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7.1
Rechtliche Grundlagen:
Landesbauordnung Baden-Württemberg, Arbeitsstättenverordnung, Technische Regeln für Arbeitsstätten (ASR), RKI-Empfehlungen, u.a..
	Bildschirmarbeitsplatz

	8.
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8.1
Rechtliche Grundlagen

ArbStättV, Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), UVV DGUV Vorschrift 1.
8.2
Definitionen
8.2.1
Bildschirmarbeitsplatz, Arbeitsplatz und Bildschirmgerät
Bildschirmarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die sich in Arbeitsräumen befinden und die mit Bildschirmgeräten und sonstigen Arbeitsmitteln ausgestattet sind.

Arbeitsplätze sind Bereiche, in denen Beschäftigte im Rahmen ihrer Arbeit tätig sind.

Arbeitsräume sind die Räume, in denen Arbeitsplätze innerhalb von Gebäuden dauerhaft eingerichtet sind.

Bildschirmgeräte sind Funktionseinheiten, zu denen insbesondere Bildschirme zur Darstellung von visuellen Informationen, Einrichtungen zur Datenein- und -ausgabe, sonstige Steuerungs- und Kommunikationseinheiten (Rechner) sowie eine Software zur Steuerung und Umsetzung der Arbeitsaufgabe gehören.

8.2.2
Beschäftigte
Beschäftigte an einem Bildschirmarbeitsplatz sind Mitarbeiter, die gewöhnlich bei einem nicht unwesentlichen Teil ihrer normalen Arbeit ein Bildschirmgerät benutzen. Unterbrechungen können dabei auch administrative Tätigkeiten wie z.B. Terminvergabe an Patienten sein. Empfohlener Orientierungswert für diese ununterbrochenen Zeitabschnitte ist mindestens 1 Stunde. In der Zahnarztpraxis können hiervon z.B. Abrechnungsmitarbeiter betroffen sein.

8.3
Anforderungen an Bildschirmarbeitsplätze

Die Anforderungen an Bildschirmarbeitsplätze sind in der ArbStättV aufgeführt. 
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            Abb.6: Ergonomische Anforderungen an den Bildschirmarbeitsplatz
Im PRAXIS-Handbuch finden Sie eine Checkliste für eine Beurteilung eines Bildschirmarbeitsplatzes.
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8.4
Gefährdungsbeurteilung

Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber bei Bildschirmarbeitsplätzen die Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen insbesondere hinsichtlich einer möglichen Gefährdung des Sehvermögens sowie körperlicher Probleme und psychischer Belastungen zu ermitteln und zu beurteilen.

8.5
Arbeitsmedizinische Vorsorge

Informationen über die arbeitsmedizinische Vorsorge und ihre Untersuchungen finden Sie in Kapitel 5 dieses Leitfadens und im Merkblatt „Arbeitsmedizinische Vorsorge“.


8.6
Unterweisung/Unterweisungsinhalte
Die ergonomischen Anforderungen am Arbeitsplatz müssen Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).

	Biologische Arbeitsstoffe

	9.


PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
9.1
Rechtliche Grundlagen

Biostoffverordnung (BioStoffV), Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) und Unfallverhütungsvorschriften.
9.2
Biologische Arbeitsstoffe - Definition

Biologische Arbeitsstoffe sind Mikroorganismen, Zellkulturen und Endoparasiten, die beim Menschen Infektionen, sensibilisierende oder toxische Wirkungen hervorrufen können. Mögliche Infektionserreger in der Zahnarztpraxis können Bakterien, Pilze, Protozoen, Viren und Prionen sein.
9.3
Biologische Arbeitsstoffe vor dem Hintergrund des Arbeitsschutzes

Die Tätigkeit mit biologischen Arbeitsstoffen in der Zahnarztpraxis ist durch die Biostoffverordnung (BioStoffV) geregelt. Zweck der Verordnung ist der Schutz der Beschäftigten bei der beruflichen Tätigkeit mit diesen Stoffen und in deren Gefahrenbereich.

Die BioStoffV teilt biologische Arbeitsstoffe entsprechend ihrer Gefährlichkeit in 4 Risikogruppen ein. Die genaue Zuordnung eines biologischen Arbeitsstoffs zu einer Risikogruppe erfolgt anhand der Ausführungsbestimmungen der BioStoffV, den sogenannten Technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA): TRBA 460: Pilze, TRBA 462: Viren, TRBA 464: Parasiten, TRBA 466: Bakterien.

9.3.1
Risikogruppen für biologische Arbeitsstoffe

Grundsätzlich werden die Behandlungstätigkeiten in einer Zahnarztpraxis im Sinne der BioStoffV als nicht gezielte Tätigkeiten der Risikogruppe 2 eingestuft. Auch die Behandlung von HIV- oder Hepatitis-infizierten Patienten ist i.d.R. der Schutzstufe 2 zuzuordnen, falls nicht mit starkem Verspritzen zu rechnen ist. Mindestens sind die allgemeinen Hygienemaßnahmen der Schutzstufe 1 festzulegen. Diese Mindestmaßnahmen sind individuell durch weitere erforderliche Sicherheitsmaßnahmen aus der Schutzstufe 2 bzw. 3 zu ergänzen, damit die Gefährdung der Beschäftigten dadurch soweit wie möglich verringert wird (siehe auch Kapitel 9.3.4 „Gefährdungsbeurteilung“).

9.3.2
Übertragungswege für Krankheitserreger
Die Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) 250 führt folgende mögliche Übertragungswege auf:
· Kontaktinfektionen durch das Eindringen von Krankheitserregern über nicht intakte Haut sowie Schleimhäute

· direkte Kontakte: Übertragung von Krankheitserregern von einem kolonisierten/infizierten Menschen durch direkten Körperkontakt (Berührung) oder durch direkten Kontakt mit infektiösen Körperflüssigkeiten (z.B. durch Spritzer ins Auge),
· oder indirekte Kontakte: Übertragung durch kontaminierte Gegenstände. Infektionen, z.B. durch Nahrungsaufnahme bei mangelnder Hände-
hygiene.
· Luftübertragene Infektionen durch das Einatmen erregerhaltigen Materials in die Lunge bzw. nach Auftreffen der luftgetragenen Erreger auf die Schleimhäute des oberen Atemtraktes in Form von:
· Tröpfchen (Anhusten, Anniesen) bzw. Tröpfchenkernen oder
· sonstigen Aerosolen, z.B. durch Nutzung rotierender Instrumente, in der Hochfrequenz-, Laserchirurgie oder bei Druckluft- bzw. Dampfdruckverfahren.
PHB „2. Qualitätssicherung in der Zahnarztpraxis“
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· Verletzungsbedingte Infektionen durch Eindringen von Krankheitserregern in den Körper (parenteral) durch:
· Stich- und Schnittverletzungen oder
· Bisse und Kratzer von z.B. Menschen.
Gegebenenfalls können auch mehrere Übertragungswege in Betracht kommen. Manche Krankheitserreger sind aufgrund ihrer niedrigen Infektionsdosis oder hohen Virulenz sehr leicht übertragbar, z.B. Noroviren.

9.3.3
Infektionspräventive Maßnahmen

Detailinformationen zu infektionspräventiven Maßnahmen entnehmen Sie bitte dem Leitfaden „Hygiene und Medizinprodukte-Aufbereitung“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.

9.3.4
Gefährdungsbeurteilung

Die Gefährdungsbeurteilung für Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen erfolgt gemäß § 4 BioStoffV.
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                Abb.7: STOP-Maßnahmenhierarchie

Im PRAXIS-Handbuch finden Sie eine Muster-Gefährdungsbeurteilung „Biologische Arbeitsstoffe“.

PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“



9.3.5
Schutzmaßnahmen und Betriebsanweisung

1. Vor Tätigkeitsbeginn muss eine Gefährdungsbeurteilung erstellt werden, in welcher die Schutzmaßnahmen festgelegt werden. Bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen sind das mindestens die allgemeinen Hygienemaßnahmen der Schutzstufe 1 und der TRBA 500.
2. Wichtig: Der Zahnarzt darf die Gefährdungsbeurteilung nur selbst durchführen, wenn er die entsprechende Qualifikation hierfür besitzt oder erworben hat (z.B. über die Teilnahme am BuS-Kammermodell).

3. Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung wird – ebenfalls vor Tätigkeitsbeginn – eine Betriebsanweisung erstellt, welche die möglichen Infektionswege, Gefahren und Schutzmaßnahmen enthält. Zusätzlich werden in der Betriebsanweisung Anweisungen zum Verhalten bei Unfällen/ Betriebsstörungen, zur Ersten Hilfe und zur fach- und sachgerechten Entsorgung gegeben.

4. Anhand der Betriebsanweisung erfolgt die Unterweisung der Beschäftigten (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
5. Infektionspräventive Schutzmaßnahmen am Patienten und beim Behandlungsteam sind einzuführen und auf deren Wirksamkeit zu prüfen.

6. Arbeitsmedizinische Vorsorge und Immunisierung ( Bei infektionsgefährdenden Tätigkeiten ist die G42-Vorsorge eine Pflichtuntersuchung.

7. Arbeitsverfahren sind so zu gestalten, dass die Freisetzung von Bioaerosolen auf ein Minimum reduziert wird.

8. Die Beschäftigten sind verpflichtet, die bereitgestellte Persönliche Schutzausrüstung bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen zu tragen 
(Tragepflicht). Außerdem muss die Schutzausrüstung auf ihren ordnungsgemäßen Zustand überprüft werden (Sorgfaltspflicht des Beschäftigten).
PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
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10.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstättenverordnung, Unfallverhütungsvorschrift (DGUV Vorschrift 1), Technische Regeln für Arbeitsstätten (ASR A1.3, ASR A2.2 und ASR A2.3), BetrSichV, evtl. baurechtliche Auflagen, u.a..
10.2
Brandschutzelemente

Brandschutz besteht aus Brandverhütung (vorbeugender Brandschutz) und Brandbekämpfung (abwehrender Brandschutz) (Abb.8).
[image: image7.png]/ Brandschutz l\

Vorbeugender Abwehrender
Brandschutz Brandschutz
Baulicher Anlagentechnischer | [ Retten | | Léschen | | Bergen

Brandschutz Brandschutz

Organisatorischer
Brandschutz





Abb.8: Brandschutzelemente
10.3
Brandschutz in der Zahnarztpraxis – Was ist zu tun?
· Zahnarztpraxen gehören zu den Arbeitsstätten mit normaler Brandgefährdung (ASR A2.2).
· Entstehungsbrände werden in der Regel mit tragbaren Feuerlöschern gelöscht, die mit Löschmitteln (Wasser, Schaum, Kohlendioxid oder Pulver) gefüllt sind. Das Löschmittel richtet sich nach den zu löschenden Brennstoffen (z.B. Feststoffe, Gase, Flüssigkeiten).

· Die Standorte der Feuerlöscher müssen durch das entsprechende Brandschutzzeichen (siehe Kapitel 10.3.3 „Brandschutzzeichen“) „F001 Feuerlöscher“ gemäß ASR A1.3 gekennzeichnet sein, sofern die Feuerlöscher nicht gut sichtbar angebracht oder aufgestellt sind.

· Feuerlöscher werden unterschieden in Aufladelöscher oder Dauerdrucklöscher; Aufladelöscher werden ohne Druck vorgehalten und erst unmittelbar vor der Benutzung unter Druck gesetzt. Bei Dauerdrucklöschern stehen der Behälter und somit auch das Löschmittel permanent unter Druck.

· Zum Löschen sind Löschmitteleinheiten je nach Brandgefährdung (in Zahnarztpraxen: normale Brandgefährdung) und Grundfläche der Arbeitsstätte bereitzustellen (Tab.2) und gebrauchsfertig zu erhalten (siehe Kapitel 10.3.1 „Anzahl der benötigten Feuerlöscher).
· Es müssen Brandschutzhelfer ausgebildet und bestellt werden, die für die Brandbekämpfung und Evakuierung der Beschäftigten zuständig sind (siehe Kapitel 10.3.6 „Brandschutzhelfer“).

Praxistipp:
Empfehlenswert für die Zahnarztpraxis ist eine Kombination aus Schaum- und Kohlendioxidlöscher.
10.3.1.
Anzahl der benötigten Feuerlöscher

Auf Basis der Grundfläche und der Brandgefährdung ist eine vorgegebene Anzahl an Löschmitteleinheiten erforderlich (Tab.2). Löschmitteleinheiten sind hierbei NICHT gleichzusetzen mit der Anzahl an Feuerlöschern. Wurde die notwendige Anzahl an Löschmitteleinheiten ermittelt, kann mit Hilfe von Tabelle 3 festgestellt werden, welchem Feuerlöscher wie viele Löschmitteleinheiten (LE) zugeordnet werden.
Das Löschvermögen ist als Leistungsklasse auf dem Feuerlöscher aufgedruckt.
Tab.2: Löschmitteleinheiten in Abhängigkeit von der Grundfläche der Arbeitsstätte (Quelle: ASR A2.2 „Maßnahmen gegen Brände“)
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Tab.3: Zuordnung des Löschvermögens zu Löschmitteleinheiten (Quelle: ASR A2.2 „Maßnahmen gegen Brände“)
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Immer die geringere LE-Zuordnung zählt! Sind einem Feuerlöscher unterschiedliche LE zugeordnet, wie beispielsweise bei einem 27A/183B Feuerlöscher (9 bzw. 12 LE), zählt für die Grundausstattung immer der geringere Wert, in diesem Fall 9 Löschmitteleinheiten (ASR A2.2).

Nur Feuerlöscher, welche mindestens 6 Löschmitteleinheiten aufweisen, dürfen für die benötigte Grundausstattung angerechnet werden (ASR A2.2).
Unabhängig von der Grundfläche der Arbeitsstätte muss auf jeder Etage mindestens ein Feuerlöscher bereitstehen.
[image: image10.png]Brandgefahrdung | | Grundfldche in m?
,nhormal“

erforderliche
Loschmitteleinheiten (LE)

4

Léschvermogen je Feuerléscher

Beispiel: Grundflache 150 m2 = 12 LE
12 LE > 1 Feuerlscher mit dem Léschvermégen 43A bzw. 183B
oder
2 Feuerldscher mit dem Léschvermégen 21A bzw. 113B





Abb.9: Vorgehensweise für die Ermittlung notwendiger Feuerlöscher

Um eine gute Handhabung der Feuerlöscher zu gewährleisten, sollte auf ein geringes Gerätegewicht geachtet werden. Außerdem ist zu beachten, dass die Feuerlöscher nur so hoch über dem Boden angebracht sind, dass auch die kleinste Mitarbeiterin diese ohne Schwierigkeiten aus der Halterung nehmen kann. Als zweckmäßig hat sich eine Griffhöhe von 80 bis 120 cm erwiesen.

10.3.2
Instandhaltung der Feuerlöscher

Die ASR A2.2 fordert für tragbare Feuerlöscher alle 2 Jahre eine Überprüfung auf Funktionssicherheit durch einen Sachkundigen (Dokumentation). Über die Prüfung ist ein Nachweis (Prüfbescheinigung) zu führen. Auf evtl. weitere wiederkehrende Prüfungen der Feuerlöscher gemäß BetrSichV wird hingewiesen.
Nach Gebrauch müssen Feuerlöscher, auch wenn ihr Inhalt nur teilweise verbraucht ist, unverzüglich wieder aufgefüllt werden.

10.3.3
Brandschutzzeichen

Die für die Zahnarztpraxis grundsätzlich relevanten Brandschutzzeichen sind in Abbildung 10 dargestellt.

Mit der Umsetzung der DIN EN ISO 7010 wurden die Sicherheits- bzw. Brandschutzzeichen geändert (Abb.10). 

Die neuen Brandschutzzeichen entsprechen zwar dem Stand der Technik, eine Pflicht zur Umrüstung besteht jedoch nicht. Wie in anderen Bereichen gilt hier die sogenannte „Vermutungswirkung“, da davon ausgegangen wird, dass bei bestimmungsgemäßer Verwendung der alten Kennzeichnung die Arbeitsstättenverordnung eingehalten wird.

Ein Mix aus alten und neuen Zeichen ist jedoch zu vermeiden.
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Abb.10: Brandschutzzeichen (Quelle: ASR A1.3, „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“)

10.3.4
Fluchtwege

Fluchtwege sind Verkehrswege, an die besondere Anforderungen zu stellen sind und die der Flucht aus einem möglichen Gefährdungsbereich und in der Regel zugleich der Rettung von Personen dienen. Fluchtwege führen ins Freie oder in einen gesicherten Bereich. Fluchtwege im Sinne ASR A2.3 sind auch die im Bauordnungsrecht definierten Rettungswege, sofern sie selbständig begangen werden können.
Den ersten Fluchtweg bilden die für die Flucht und Rettung erforderlichen Verkehrswege und Türen, die nach dem Bauordnungsrecht notwendigen Flure und Treppenräume für notwendige Treppen sowie Notausgänge.
Der zweite Fluchtweg führt durch einen zweiten Notausgang, der als Notausstieg ausgebildet sein kann.

Ein Notausgang ist ein Ausgang im Verlauf eines Fluchtweges, der direkt ins Freie oder in einen gesicherten Bereich führt.
Fluchtwege, Notausgänge und Notausstiege müssen ständig freigehalten werden, damit sie jederzeit benutzt werden können.
Manuell betätigte Türen in Notausgängen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen.

10.3.5
Alarmplan

Für den Brandfall ist gemäß § 25 Abs.1 DGUV V1 ein Alarmplan aufzustellen.

Einen Muster-Alarmplan finden Sie im PRAXIS-Handbuch.

10.3.6
Brandschutzhelfer

Brandschutzhelfer sind die Beschäftigten, die der Arbeitsgeber (Praxisinhaber) für Aufgaben der Brandbekämpfung benannt hat.
Die konkreten Anforderungen an die Ausbildung und Befähigung zum Brandschutzhelfer sowie die notwendige Qualifikation der Ausbilder und die Ausbildungsinhalte sind in der DGUV Information 205-023 zu finden. Diese kann kostenlos über das Internet abgerufen werden.

Die notwendige Anzahl von Brandschutzhelfern ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung. Ein Anteil von fünf Prozent der Beschäftigten ist in der Regel ausreichend.
Grundsätzlich ist zu empfehlen, dass in jeder Praxis zwei Personen zum Brandschutzhelfer aus- und fortgebildet sind (der Praxisinhaber kann sich auch selbst ausbilden lassen).
10.3.7
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

Mit der Handhabung der Feuerlöscher ist eine ausreichende Anzahl an Mitarbeitern vertraut zu machen. Wir empfehlen Ihnen, bei der nächsten Prüfung der Feuerlöscher die durchführende Brandschutz-Firma darauf aufmerksam zu machen. 
Brandschutz muss Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
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11.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitsschutzgesetz, Unfallverhütungsvorschrift (DGUV Vorschrift 1).
11.2
Ausbildung in Erster Hilfe

· Ersthelfer ist der Zahnarzt.

· Bei Praxen mit 2 bis zu 20 anwesenden Beschäftigten ist ein Ersthelfer vorgeschrieben. Bei Praxen mit mehr als 20 anwesenden Beschäftigten sind Ersthelfer in folgender Anzahl gefordert: 10 % der Beschäftigten (5 % der Beschäftigten im Verwaltungsbereich).
· Grundsätzlich ist es sinnvoll, zusätzliche Beschäftigte in Erster Hilfe ausbilden zu lassen. Die Grundausbildung in Erster Hilfe (Erste-Hilfe-Grundkurs) erfolgt in 9 Unterrichtseinheiten (UE) bei einer von der BGW anerkannten Ausbildungseinrichtung. Die Grundausbildung muss alle 2 Jahre in einem Fortbildungskurs über 9 UE (Erste-Hilfe-Training) aktualisiert werden.
· Die BGW kann pro Person einen festgelegten Kostenanteil bzw. die gesamten Kosten an dem Erste-Hilfe-Kurs übernehmen.

11.3
Pflichten des Arbeitgebers

· Der Arbeitgeber hat die zur Ersten Hilfe und zur Rettung aus Gefahr erforderlichen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. Das Material muss in geeigneten Behältnissen vor schädlichen Einflüssen geschützt sein und jederzeit schnell erreichbar und leicht zugänglich sein.

· Durch organisatorische Maßnahmen und entsprechende Meldeeinrichtungen muss gewährleistet sein, dass unverzüglich die notwendige Hilfe herbeigerufen werden kann.

· Nach einem Unfall muss unverzüglich Erste Hilfe geleistet und eine erforderliche ärztliche Versorgung veranlasst werden.

· Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass der Verletzte sachkundig transportiert wird.

· Versicherte müssen einem Durchgangsarzt vorgestellt werden, bei einer schweren Verletzung einem der von der Berufsgenossenschaft bezeichneten Krankenhäuser zugeführt werden, bei Vorliegen einer Augen- oder 
Hals-, Nasen-, Ohrenverletzung dem nächst erreichbaren Arzt des entsprechenden Fachgebiets zugeführt werden.

· Den Beschäftigten muss die für Erste Hilfe notwendige Information in Form berufsgenossenschaftlicher Aushänge oder in anderer geeigneter schriftlicher Form zur Verfügung gestellt werden, die Angaben sind aktuell zu halten.

· Jede Erste-Hilfe-Leistung muss im Verbandbuch dokumentiert werden. Diese Dokumentation muss 5 Jahre nach dem letzten Eintrag aufbewahrt werden.

11.4
Erste-Hilfe-Maßnahmen

· In einer Zahnarztpraxis ist bei bis zu 20 Beschäftigten ein Verbandsortiment gemäß DIN 13157 C (kleiner Verbandkasten) zur Verfügung zu stellen. Bei mehr als 20 Beschäftigten wird ein Verbandssortiment nach DIN 13169 benötigt. Dieses kann aber auch durch zwei Verbandssortimente nach DIN 13157 C ersetzt werde. Der Inhalt des Verbandkastens sowie die Haltbarkeit einiger steril verpackter Verbandsmaterialien sind regelmäßig zu überprüfen.

· [image: image27.emf]

Der Standort des Verbandkastens ist gemäß ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ anhand lang nachleuchtender Piktogramme deutlich erkennbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

· Für den Notfall muss ein Alarmplan erstellt werden (Abb.11). Dieser ist an einem gut sichtbaren Standort auszuhängen.
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Abb.11: Muster-Alarmplan (Beispiel)
11.5
Verbandbuch
· Jede Erste-Hilfe-Leistung muss im Verbandbuch dokumentiert werden. Diese Dokumentation muss 5 Jahre nach dem letzten Eintrag aufbewahrt werden.
· Die Dokumentation dient als Nachweis gegenüber dem Unfallversicherungsträger, dass der Schaden bei einer versicherten Tätigkeit eingetreten ist.

· Inhalte der Eintragungen: 

· Datum und Uhrzeit, Ort und Hergang des Unfalls

· Name des Verletzten, des Erstversorgers und etwaiger Zeugen

· Art und Umfang der Verletzungen 

· Art und Weise der Erste-Hilfe-Leistung
11.6
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

Die Erste-Hilfe-Organisation und -Maßnahmen müssen Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
	Gefahrstoffe

	12.


PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
12.1
Rechtliche Grundlagen

GHS-/CLP-Verordnung, REACH-Verordnung, Chemikaliengesetz (ChemG), Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), Technische Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) und Unfallverhütungsvorschriften.
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        Abb.12: Aufbau des Gefahrstoffrechts
12.2
Gefahrstoffe – Definition

Gemäß Gefahrstoffverordnung sind Gefahrstoffe Stoffe und Zubereitungen, die eine oder mehrere der folgenden Eigenschaften (Gefährlichkeitsmerkmale) aufweisen:

· sehr giftig

· giftig

· gesundheitsschädlich

· ätzend

· reizend

· sensibilisierend

· krebserzeugend

· fortpflanzungsgefährdend

· erbgutverändernd

· auf sonstige Weise chronisch schädigend

· explosionsgefährlich
· brandfördernd hochentzündlich

· leichtentzündlich

· entzündlich

· umweltgefährlich
12.3
Kennzeichnung 

Die chemische Bezeichnung eines gefährlichen Stoffes oder die in einer Zubereitung enthaltenen gefährlichen Stoffe müssen vom Hersteller auf der Verpackung angegeben werden. Auch die Gefahrensymbole und die dazugehörigen Gefahrenbezeichnungen müssen Bestandteil der Kennzeichnung sein. 

12.3.1
Gefahrensymbole und –bezeichnungen

Um die Unterschiede in den international existierenden Systemen der Einstufung und Kennzeichnung von Chemikalien aufzuheben, wurde das Globale Harmonisierte System zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (Globally Harmonised System of Classification and Labelling of Chemicals – kurz GHS) entwickelt. Dieses GHS-System wurde daraufhin mit der Verordnung über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (Regulation on Classification, Labelling and Packaging of Substances and Mixtures – kurz CLP) in die Europäische Union eingeführt.
12.3.2
GHS/CLP-Verordnung – Was ändert sich?

Die bisherigen orange-schwarzen Gefahrensymbole werden von neuen, schwarz-roten Gefahrensymbolen abgelöst (Tab.4).

Seit dem 01.06.2015 ist die Kennzeichnung mit den neuen Gefahrensymbolen sowohl für Reinstoffe als auch für Stoffgemische verbindlich. Aufgrund bestehender Lagerbestände dürfen jedoch noch zwei weitere Jahre (bis zum 31.05.2017) Produkte mit den alten Gefahrensymbolen verkauft werden.
Tab.4: Gegenüberstellung der alten und neuen Gefahrensymbole
	Alt 
(RL 67/548/EWG)
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Die bisherigen 15 Gefährlichkeitsmerkmale werden auf 28 Gefahrenklassen aufgeteilt, welche zusätzlich durch Gefahrenkategorien unterteilt werden.

Aus den Risikohinweisen (R-Sätze) werden Hazard Statements (H-Sätze).

Aus den Sicherheitshinweisen (S-Sätze) werden Precautionary Statements 
(P-Sätze).

Zusätzlich beschreibt ein neues Signalwort den potentiellen Gefährdungsgrad. Das Signalwort „Gefahr“ bezeichnet die gefährlicheren und das Signalwort „Achtung“ die weniger gefährlichen Gefahrenkategorien.

Eine Übersicht aller Änderungen ist in Tabelle 5 dargestellt.

Tab.5: GHS/CLP-Verordnung – die Änderungen im Überblick 
	Bisher:
	Neu:

	Gefährlichkeitsmerkmale
	Gefahrenklassen und Gefahrenkategorien

	Gefahrensymbole in schwarzem Aufdruck auf orangegelbem Grund
	Gefahrensymbole als rotumrandete Rauten mit einem schwarzen Symbol auf weißem Grund

	---
	Signalwörter (die Gefahrensymbole werden mit einem von zwei möglichen Signalwörtern („Gefahr“ oder „Achtung“) ergänzt

	R-Sätze
	H-Sätze (Gefahrenhinweise)

	S-Sätze
	P-Sätze (Sicherheitshinweise)
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12.4
Sicherheitsdatenblatt

Gemäß § 5 GefStoffV und TRGS 220 „Sicherheitsdatenblätter für gefährliche Stoffe und Zubereitungen“ ist für alle gefährlichen Stoffe und Zubereitungen ein Sicherheitsdatenblatt zwingend vorgeschrieben. Im Sicherheitsdatenblatt fasst der Hersteller die vorliegenden sicherheitsrelevanten Angaben für die Tätigkeit mit dem entsprechenden Gefahrstoffprodukt zusammen (Informationsermittlung).

12.5
Gefahrstoffe in der Zahnarztpraxis – Was ist zu tun?
12.5.1
Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung
Der Praxisinhaber hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzustellen, ob die Beschäftigten Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausüben oder ob bei Tätigkeiten Gefahrstoffe entstehen oder freigesetzt werden können.

Der Praxisinhaber darf die Gefährdungsbeurteilung jedoch nur selbst durchführen, wenn er die entsprechende Qualifikation hierfür besitzt oder erworben hat (z.B. über die Teilnahme am BuS-Dienst-Kammermodell).

Die Gefährdungsbeurteilung muss unabhängig von der Anzahl der Beschäftigten erstmals vor Aufnahme der Tätigkeit mit Gefahrstoffen erstellt werden und ist dann in regelmäßigen Zeitabständen (alle 3 Jahre) oder bei wesentlichen Änderungen im Praxisablauf zu aktualisieren (siehe auch Kapitel 3. „Gefährdungsbeurteilung“).
12.5.2
Gefahrstoffverzeichnis

Gemäß GefStoffV ist der Praxisinhaber verpflichtet, ein Verzeichnis der in der Praxis verwendeten Gefahrstoffe zu führen, in dem auf die entsprechenden Sicherheitsdatenblätter verwiesen wird. Ein Muster-Gefahrstoffverzeichnis steht im PRAXIS-Handbuch zur Verfügung. Um die Aktualität zu gewährleisten, sollte in regelmäßigen Abständen (z.B. jährlich und bei Einführung eines neuen Gefahrstoffs) eine Aktualisierung vorgenommen werden.

Das Verzeichnis kann in Papierform oder elektronisch geführt werden und ist für die Beschäftigten zur Einsicht bereit zu halten. 

12.5.3
Betriebsanweisungen und Unterweisungen
Beschäftigte, die Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausüben, müssen gemäß GefStoffV anhand der schriftlichen Betriebsanweisungen über mögliche Gefahren beim Umgang mit dem jeweiligen Gefahrstoff mündlich unterwiesen werden.
Abb.13 zeigt eine Darstellung der Vorgehensweise beim geplanten Einsatz eines Gefahrstoffes. Abb.14 zeigt die Hierarchie der Schutzmaßnahmen.
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Abb.13: Vorgehensweise beim geplanten Einsatz eines Gefahrstoffes
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                Abb.14: STOP-Maßnahmenhierarchie
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Detaillierte Informationen zum Thema Hygiene in der Zahnarztpraxis finden Sie im Leitfaden „Hygiene und Medizinprodukte-Aufbereitung“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.
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Abb.15: Deckblatt des Hygiene-Leitfadens der LZK BW
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14.1
Rechtliche Grundlagen

EU-MDR, MPDG, MPBetreibV, MPAMIV, OStrV, TROS.
14.2
CE-Kennzeichnung

Das CE-Kennzeichen ist die zentrale Voraussetzung für die Verkehrsfähigkeit eines Medizinproduktes. Chirurgie-Lasergeräte dürfen daher in Deutschland nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie ein CE-Kennzeichen mit der Nummer der benannten Stelle aufweisen. Zusätzlich muss vom Hersteller eine Konformitätserklärung in deutscher Sprache zur Verfügung gestellt werden.

14.3
Klassifizierung von Lasereinrichtungen

Die Definition der Laserklassen ist insbesondere für die Gefährdungsbeurteilung wichtig. Lasereinrichtungen werden nach der OStrV i. V. m. TROS „Laserstrahlung (Teil: Allgemeines) und DIN EN 60825-1 in Klassen eingeteilt (Tab.6). Die Zuordnung zu einer bestimmten Laserklasse soll für die Anwender die mögliche Gefährdung sofort ersichtlich machen und auf geeignete Schutzmaßnahmen hinweisen. Das Potenzial der Gefährdung steigt mit steigender Laserklasse: Je höher ein Laser klassifiziert ist, desto größer ist die Gefahr, die von ihm ausgehen kann. Für die Zuordnung eines Lasers zu einer bestimmten Laserklasse ist der Hersteller verantwortlich.
Nach den Regelungen zur Produktsicherheit ist es auch möglich, dass ein nicht nach der obigen Norm klassifizierter Laser vorliegt (z.B. ein Prototyp). Dann sind die Vorgaben des Herstellers zu beachten. (Noch) nicht klassifizierte Entwicklungsmuster und Prototypen sind in Anlehnung an die entsprechenden Laserklassen zu betrachten. 
Eine Verpflichtung zur Klassifizierung von verwendungsfertigen Laser-Einrichtungen bestand gemäß BGV B2/GUV-V B2 bzw. VBG 93 „Laserstrahlung“ seit 1988.


Die derzeitige Einteilung sieht sieben Laserklassen vor (1, 1M, 2, 2M, 3R, 3B und 4). Es wurden drei neue Laserklassen (1M, 2M und 3R) eingeführt, die Laserklasse 3A entfiel. Eine Pflicht zur Neuklassifizierung vorhandener Laser-Einrichtungen nach den neu eingeführten Laserklassen besteht nicht.
Tab.6: Klassifizierung von Lasergeräten anhand ihres Gefährdungspotentials

	Klasse 1
	Die zugängliche Laserstrahlung ist unter vernünftigerweise 
vorhersehbaren Bedingungen ungefährlich. Die vernünftigerweise vorhersehbaren Bedingungen sind beim bestimmungsgemäßen Betrieb eingehalten.

	Klasse 1 M
	Die zugängliche Laserstrahlung liegt im Wellenlängenbereich von 302,5 nm bis 4 000 nm, d. h. in dem Spektralbereich, bei dem die meisten in optischen Instrumenten verwendeten Materialien weitgehend transparent sind. Die zugängliche Laserstrahlung ist für das bloße Auge ungefährlich, solange der Strahlquerschnitt nicht durch optische Instrumente, wie z. B. Teleskope, verkleinert wird.
Sofern keine optischen Instrumente verwendet werden, die den Strahlquerschnitt verkleinern, besteht bei Laser-Einrichtungen der Klasse 1M eine vergleichbare Gefährdung wie bei Laser-Einrichtungen der Klasse 1. Bei Einsatz optisch sammelnder Instrumente können vergleichbare Gefährdungen wie bei den Laserklassen 3R oder 3B auftreten.


	Klasse 2
	Die zugängliche Laserstrahlung liegt im sichtbaren Spektralbereich (400 nm bis 700 nm). Sie ist bei kurzzeitiger Expositionsdauer (bis 0,25 s) auch für das Auge ungefährlich. Zusätzliche Strahlungsanteile außerhalb des Wellenlängenbereiches von 400 nm bis 700 nm erfüllen die Bedingungen für Laserklasse 1.
Bei Laser-Einrichtungen der Klasse 2 ist das Auge bei zufälliger, kurzzeitiger Einwirkung der Laserstrahlung, d. h. bei Expositionsdauern bis 0,25 s nicht gefährdet. Laser-Einrichtungen der Klasse 2 dürfen deshalb ohne weitere Schutzmaßnahmen eingesetzt werden, wenn sichergestellt ist, dass für die Anwendung weder ein absichtliches Hineinschauen bis zu 0,25 s, noch ein wiederholtes Hineinschauen in die Laserstrahlung bzw. in spiegelnd reflektierte Laserstrahlung erforderlich ist. Der absichtliche, direkte Blick (Hineinstarren) in den Strahl einer Laser-Einrichtung der Klasse 2 kann gefährlich sein. Bei Laser-Einrichtungen der Klasse 2 können besonders bei geringer Umgebungshelligkeit durch den Blick in den Laserstrahl Irritationen, vorübergehende Blendung, Blitzlichtblindheit und länger andauernde Nachbilder verursacht werden.

	Klasse 2 M
	Die zugängliche Laserstrahlung liegt im sichtbaren Spektralbereich von 400 nm bis 700 nm. Sie ist bei kurzzeitiger Expositionsdauer (bis 0,25 s) für das bloße Auge ungefährlich, solange der Strahlquerschnitt nicht durch optische Instrumente, wie z. B. Teleskope, verkleinert wird. Zusätzliche Strahlungsanteile außerhalb des Wellenlängenbereiches von 400 nm bis 700 nm erfüllen die Bedingungen für Laserklasse 1M.
Sofern keine optischen Instrumente verwendet werden, die den Strahlquerschnitt verkleinern, besteht bei Laser-Einrichtungen der Klasse 2M eine vergleichbare Gefährdung wie bei Laser-Einrichtungen der Klasse 2.

Bei Einsatz optisch sammelnder Instrumente können vergleichbare Gefährdungen wie bei den Laserklassen 3R oder 3B auftreten.

Bei Laser-Einrichtungen der Klasse 2M können besonders bei geringer Umgebungshelligkeit durch den Blick in den Laserstrahl Irritationen, vorübergehende Blendung, Blitzlichtblindheit und länger andauernde Nachbilder verursacht werden.

	Klasse 3 A
	Anzuwenden bis März 1997.

	Klasse 3 R
	Die zugängliche Laserstrahlung liegt im Wellenlängenbereich von 302,5 nm bis 106 nm und ist gefährlich für das Auge. Die Leistung bzw. die Energie beträgt maximal das Fünffache des Grenzwertes der zugänglichen Strahlung der Klasse 2 im Wellenlängenbereich von 400 nm bis 700 nm und das Fünffache des Grenzwertes der Klasse 1 für andere Wellenlängen.
Laser-Einrichtungen der Klasse 3R sind für das Auge potenziell ähnlich gefährlich wie Laser-Einrichtungen der Klasse 3B.
Das Risiko einer Verletzung durch Laserstrahlung aus einer Laser-Einrichtung der Klasse 3R steigt mit der Expositionsdauer. Eine Exposition ist bei bewusster Augenbestrahlung gefährlich.
Bei Laser-Einrichtungen der Klasse 3R, die im sichtbaren Spektralbereich emittieren, können durch den Blick in den Laserstrahl Irritationen, vorübergehende Blendung, Blitzlichtblindheit und länger andauernde Nachbilder verursacht werden.
Laser-Einrichtungen der Klasse 3R sollten nur dann eingesetzt werden, wenn ein direkter Blick in den Laserstrahl unwahrscheinlich ist.


	Klasse 3 B
	Die zugängliche Laserstrahlung ist gefährlich für das Auge, 
häufig auch für die Haut.

Das direkte Blicken in den Strahl bei Lasern der Klasse 3B ist selbst dann gefährlich, wenn es nur kurzzeitig erfolgt.

	Klasse 4
	Die zugängliche Laserstrahlung ist sehr gefährlich für das Auge und gefährlich für die Haut. Auch diffus gestreute Strahlung kann gefährlich sein. Die Laserstrahlung kann Brand- und Explosionsgefahr verursachen.
Die Laserstrahlung von Laser-Einrichtungen der Klasse 4 ist so stark, dass bei jeglicher Art von Exposition der Augen oder der Haut mit Schädigungen zu rechnen ist.

Außerdem muss bei der Anwendung von Laser-Einrichtungen der Klasse 4 immer geprüft werden, ob ausreichende Maßnahmen gegen Brand- und Explosionsgefährdungen getroffen sind.
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14.4
Betreiberpflichten
14.4.1
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV)
· Auflistung des Lasergeräts im Bestandsverzeichnis.
· Als Gerät der Anlage 1 (Laser der Klasse 3B, 3R oder 4) der MPBetreibV muss die Lasereinrichtung zusätzlich ins Medizinproduktebuch auf-genommen werden.
· Die in der Anlage 1 genannten Lasereinrichtungen dürfen erst betrieben werden, wenn das Medizinprodukt am Betriebsort einer Funktionsprüfung unterzogen wurde und eine Einweisung in die sachgerechte Handhabung, Anwendung und den Betrieb anhand der Gebrauchsanweisung und 
sicherheitstechnischen Information durch den Hersteller/Lieferanten erfolgt ist.
· Das Bestandsverzeichnis und Medizinproduktebuch können sowohl in 
Papierform als auch in digitaler Form (Datenträger) geführt werden.

· Die Gebrauchsanweisungen sind so aufzubewahren, dass sie den 
Anwendern stets zugänglich sind. Die Unterlagen des Medizinproduktebuchs sind noch 5 Jahre nach Außerbetriebnahme des Medizinproduktes aufzubewahren.
· Sicherheitstechnische Kontrolle der Lasereinrichtung nach Angaben des Herstellers, ansonsten spätestens nach 2 Jahren (Dokumentation).
Im PRAXIS-Handbuch finden Sie eine Mustervorlage für das Bestandsverzeichnis, das Medizinproduktebuch und für die Meldung von schwerwiegenden Vorkommnissen an das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM).
14.4.2
Betreiben einer Lasereinrichtung
· Laserschutzbeauftragter ( Vor der Aufnahme des Betriebs von Lasereinrichtungen der Klassen 3R, 3B und 4 hat der Praxisinhaber, sofern er nicht selbst über die erforderlichen Fachkenntnisse verfügt, einen Laserschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen. Der Laserschutzbeauftragte muss über die für seine Aufgaben erforderlichen Fachkenntnisse verfügen. Die fachliche Qualifikation ist durch die erfolgreiche Teilnahme an einem Lehrgang nachzuweisen und durch Fortbildungen auf aktuellem Stand zu halten.
Der Laserschutzbeauftragte (LSB) soll eine abgeschlossene technische, naturwissenschaftliche, medizinische oder kosmetische Berufsausbildung (jeweils mindestens zwei Jahre) haben und über mindestens zwei Jahre Berufserfahrung verfügen.
Mit der Bestellung überträgt der Praxisinhaber ihm seine konkreten Aufgaben, Befugnisse und Pflichten.
Aufgaben des Laserschutzbeauftragten:

Der Laserschutzbeauftragte unterstützt den Praxisinhaber bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung, bei der Durchführung der notwendigen Schutzmaßnahmen und bei der Überwachung des sicheren Betriebs von Lasern.

Im PRAXIS-Handbuch finden Sie eine Mustervorlage für die Bestellung zum Laserschutzbeauftragten.
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14.4.3
Schutzmaßnahmen
Die Grundsätze der OStrV und der TROS (Teil: Allgemeines, Teile 1-3) bei der Festlegung und Durchführung von Schutzmaßnahmen i. V. m. mit den Angaben in der Gebrauchsanweisung des Geräteherstellers sind zu beachten.
14.5
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

Die Angaben aus der Geräte-Gebrauchsanweisung des Herstellers sowie ggf. die Inhalte der Betriebsanweisung müssen Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
	Jugendarbeitsschutz und Mutterschutz

	15.
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15.1
Jugendarbeitsschutzgesetz

· Das Jugendarbeitsschutzgesetz betrifft Mitarbeiter die zwischen 15 und 17 Jahre alt sind.
· Informationen, Anforderungen und wichtige Details entnehmen Sie den Kapiteln „Personal in der Zahnarztpraxis“ und „Schutzgesetze“ über die Schaltfläche „2. Qualitätssicherung in der Zahnarztpraxis“ im PRAXIS-Handbuch.
15.2
Mutterschutzgesetz

Detaillierte Informationen entnehmen Sie bitte dem Merkblatt „Werdende Mütter in Zahnarztpraxen“, dem Merkblatt „Werdende Mütter im Dentallabor“ oder dem Merkblatt „Werdende Mütter bei der Reinigung von Innenräumen“ der Fachgruppe Mutterschutz der Regierungspräsidien Baden-Württemberg.
15.2.1
Checkliste zur Vorgehensweise bei Mitteilung einer Schwangerschaft

1. Mitteilung über die Schwangerschaft durch die werdende Mutter.
2. Erstellen einer Gefährdungsbeurteilung. 

3. Mitteilung der Schwangerschaft und das Ergebnis der Gefährdungs-
beurteilung an das zuständige Regierungspräsidium durch den Praxis-inhaber.
4. Für die Erstattung des gezahlten Entgeltes wendet sich der Arbeitgeber an die jeweilige Krankenkasse der schwangeren Arbeitnehmerin.
15.3
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

· Jugendliche: Vor Aufnahme der Beschäftigung muss der Jugendliche auf Unfall- und Gesundheitsgefahren hingewiesen werden; die Unterweisungen müssen bei wesentlichen Änderungen der Arbeitsbedingungen und ansonsten mindestens halbjährlich wiederholt werden.
· Beschäftigungsbeschränkungen und –verbote.
	Persönliche Schutzausrüstung (PSA)

	16.
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16.1
Rechtliche Grundlagen

ArbSchG, UVV DGUV V1, GefStoffV, BioStoffV, TRBA 250, RKI-Empfehlungen.
16.2
Gefährdungsbeurteilung

Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung (siehe Kapitel 3) wird arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogen festgelegt, welche Persönliche Schutzausrüstung die Beschäftigten 
tragen müssen.

16.3
Persönliche Schutzausrüstung – Was gehört dazu?

· Medizinische Einmalhandschuhe (DIN EN 455) ( Diese Handschuhe kommen in der Patientenbehandlung, aber auch bei Tätigkeiten wie beispielsweise der Flächenwischdesinfektion zum Einsatz. Für Tätigkeiten mit Gefahrstoff-Konzentraten sind diese Handschuhe jedoch NICHT geeignet!

· Widerstandsfähige, flüssigkeitsdichte Handschuhe (DIN EN 374) ( Verwendung beispielsweise bei der (manuellen) Instrumentenaufbereitung (Reinigung, Desinfektion), bei der Beladung des Reinigungs- und Desinfektionsgerätes, etc.

· Augen- und ggf. Gesichtsschutz (DIN EN 166) ( Diese Schutzausrüstung kommt bei Tätigkeiten zum Einsatz, bei denen mit Verspritzen oder Versprühen zu rechnen ist und dient z.B. der Verringerung des Infektionsrisikos durch Mikroorganismen enthaltende Aerosole sowie Blut- und Speichelspritzer. 

· Mund-Nasen-Schutzmaske ( Diese Masken dienen dem Personal- und Patientenschutz in der Behandlung. 

· Ggf. Schutzkleidung wie beispielsweise eine flüssigkeitsdichte Schutzschürze ( Diese Schutzausrüstung kommt z.B. beim Transport nassentsorgter Instrumente oder bei der manuellen Instrumentenaufbereitung (langärmelige Schutzschürze) zum Einsatz. 

· Ggf. Atemschutz (FFP2/FFP3; partikelfiltrierende Halbmaske mit Ausatemventil) ( Verwendung beispielsweise bei der Behandlung von Patienten mit über den Luftweg getragenen Bakterien (Tuberkulose) oder Viren (Schweinegrippe).

· Ggf. Gehörschutz ( Anwendung beispielsweise im Praxislabor bei Überschreitung des Lärmbereichs.

16.4
Unterweisung/Unterweisungsinhalte

Die Angaben der Hersteller der zum Einsatz kommenden PSA in puncto Schutzwirkung, richtiges Tragen/Anlegen, pfleglicher und sorgsamer Umgang und ggf. Trageeigenschaften bzw. -beschränkungen müssen Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisung“).
	Prüfpflichten

	17.





17.1
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel
17.1.1
Stationäre Anlagen und ortsfeste elektrische Betriebsmittel
Stationäre Anlagen sind solche, die mit ihrer Umgebung fest verbunden sind, z.B. Installationen in Gebäuden.

Ortsfeste elektrische Betriebsmittel sind fest angebrachte Betriebsmittel oder 
Betriebsmittel, die keine Tragevorrichtung haben und deren Masse so groß ist, dass sie nicht leicht bewegt werden können (z.B. Geschirrspülmaschine, Waschmaschine). Dazu gehören auch elektrische Betriebsmittel, die vorübergehend fest angebracht sind und über bewegliche Anschlussleitungen betrieben werden.

Die Prüffristen sind in Tabelle 7 dargestellt.

Tab.7: Übersicht der Prüfpflichten ortsfester elektrischer Betriebsmittel

	Anlage/ Betriebsmittel 
	Prüffrist
	Art der Prüfung
	Prüfer 

	Ortsfeste elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel
	4 Jahre
	auf ordnungs-
gemäßen

Zustand
	Elektrofachkraft (*)

	Fehlerstrom-, Differenzstrom und Fehler-spannungs-Schutzschalter

- in stationären Anlagen
	6 Monate
	auf einwandfreie

Funktion durch

Betätigen der

Prüfeinrichtung
	Benutzer


(*) Eine Elektrofachkraft ist eine Person, die aufgrund ihrer fachlichen Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen sowie Kenntnis der einschlägigen Bestimmungen die ihr übertragenen Arbeiten beurteilen und mögliche Gefahren erkennen kann (DGUV V3; DIN VDE 0105-100).

Beispiele: Elektroingenieur, Elektromeister, Elektrotechniker.
17.1.2
Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel
Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel sind solche, die während des Betriebes bewegt werden oder die leicht von einem Platz zum anderen gebracht werden können, während sie an den Versorgungsstromkreis angeschlossen sind (z.B. Staubsauger, Mehrfach-Steckdose, Wasserkocher, Laptop, PC-Geräte).

Die Prüffristen für ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel sind in Tabelle 8 dargestellt.




Tab.8: Übersicht der Prüffristen ortsveränderlicher elektrischer Betriebsmittel
	Anlage/ Betriebsmittel 
	Prüffrist
Richt- und Maximal-Werte 
	Art der 
Prüfung
	Prüfer 

	Ortsveränderliche 
elektrische Betriebsmittel (soweit benutzt)

Verlängerungs- und 
Geräteanschluss​leitungen mit Steck-vorrichtungen

Anschlussleitungen mit Stecker

bewegliche Leitungen mit Stecker und Festanschluss
	Richtwert 6 Monate.
Wird bei den Prüfungen

eine Fehlerquote < 2 %

erreicht, kann die Prüffrist entsprechend verlängert werden.

Maximalwerte:

Auf Baustellen, in

Fertigungsstätten und

Werkstätten oder unter

ähnlichen Bedingungen ein Jahr,

in Büros oder unter

ähnlichen Bedingungen zwei Jahre.
	auf ordnungs-gemäßen 
Zustand
	Elektrofachkraft, bei Verwendung geeigneter Mess- und Prüfgeräte auch elektrotechnisch unterwiesene Person (**)


(**) Eine Elektrotechnisch unterwiesene Person (EuP) ist eine Person, die durch eine Elektrofachkraft über die ihr übertragenen Aufgaben und die möglichen Gefahren bei unsachgemäßem Verhalten unterrichtet und erforderlichenfalls angelernt sowie über die notwendigen Schutzeinrichtungen, Persönlichen Schutzausrüstungen und Schutzmaßnahmen unterwiesen wurde (DGUV V3; DIN VDE 0105-100) und die unter der Leitung und Aufsicht einer Elektrofachkraft prüft.

17.2
Druckgeräte

Die Druckbehälter werden in Kategorien eingestuft, diese Einstufung hängt von seinem Rauminhalt (Volumen) und dem zulässigen Betriebsdruck (PS) ab. 

Druckbehälteranlagen sind:

· vor der Erstinbetriebnahme bzw. vor Wiederinbetriebnahme nach einer Änderung oder einer wesentlichen Veränderung und

· regelmäßig wiederkehrend

Prüfungen zu unterziehen.

Die Prüffristen sind je nach Kategorie in Tabelle 9 dargestellt.



Tab.9: Druckgeräte in der Zahnarztpraxis und ihre Prüffristen gemäß BetrSichV

	Druckgeräte 
in der Zahnarztpraxis
	Produkt aus Druck und Volumen

PS∙V
	Überwachungs​bedürftig?
	Prüfung 
vor 
Inbtrieb​nahme
	Wiederkehrende Prüfungen

	
	
	
	
	Äußere Prüfung 
(≤ 2 Jahre)
	Innere Prüfung 
(≤ 5 Jahre)
	Festigkeits​prüfung 
(≤ 10 Jahre)

	
	
	
	

	Kompressor
Einstufung über das Diagramm 2 im Anhang II der Richtlinie 97/23/EG
	≤ 50
	Nein
	Prüfung nach der Montage und vor der erstmaligen Inbetriebnahme und ggf. wiederkehrend durch 
befähigte Person (bP) gemäß § 10 BetrSichV

	
	50 - ≤ 200
	Ja
	bP
	bP* und **
	bP**
	bP**

	
	200 - ≤ 1000
	Ja
	ZÜS
	bP* und **
	bP**
	bP**

	
	1000 - ≤ 3000
	Ja
	ZÜS
	ZÜS*
	ZÜS
	ZÜS

	
	> 3000
	Ja
	ZÜS
	ZÜS *
	ZÜS
	ZÜS


PS = maximal zulässiger Druck / V = Volumen / PS • V = Druckvolumenprodukt

bP = befähigte Person / ZÜS = zugelassene Überwachungsstelle

*:
Äußere Prüfungen entfallen, sofern Kompressoren als einfache Druckbehälter in der Zahnarztpraxis gemäß § 15 Abs. 6 BetrSichV nicht beheizt werden.

**:
Die regelmäßig stattzufindenden wiederkehrenden Prüffristen müssen vom Zahnarzt als Betreiber der Druckgeräte für die äußere, die innere und die Festigkeitsprüfung gemäß den Herstellerangaben bzw. den Erfahrungen aus der Betriebsweise festgelegt werden. Aus diesem Grund sollten die schriftlichen Angaben des Druckgeräteherstellers zu den wiederkehrenden Prüfungen in der Praxis vorhanden sein.

Befähigte Person:

Zur Prüfung befähigte Person ist eine Person, die durch ihre Berufsausbildung, ihre Berufserfahrung und ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit über die erforderlichen Kenntnisse zur Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit hinsichtlich der Prüfung von Arbeitsmitteln in den Anhängen 2 und 3 der BetrSichV weitergehende Anforderungen festgelegt sind, sind diese zu erfüllen. Die Anforderungen an befähigte Personen sind in den Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) detailliert festgelegt.



17.3
Aktive Medizinprodukte

Die Richtlinie 93/42/EWG definiert aktive Medizinprodukte als Medizinprodukte, deren Betrieb von einer Stromquelle oder einer anderen Energiequelle […] abhängig ist.
Die bei aktiven Medizinprodukten erforderlichen sicherheitstechnischen Kontrollen werden in § 11 der MPBetreibV geregelt:

(1) Der Betreiber hat für die in Anlage 1 aufgeführten Medizinprodukte sicherheitstechnische Kontrollen nach den allgemein anerkannten Regeln für Technik und nach Satz 2 oder Satz 3 durchzuführen oder durchführen zu lassen. Er hat für die sicherheitstechnischen Kontrollen solche Fristen vorzusehen, dass entsprechende Mängel, mit denen aufgrund der Erfahrung gerechnet werden muss, rechtszeitig festgestellt werden können. Die sicherheitstechnischen Kontrollen sind jedoch spätestens alle zwei Jahre mit Ablauf des Monats durchzuführen, in dem die Inbetriebnahme des Medizinproduktes erfolgte oder die letzte sicherheitstechnische Kontrolle durchgeführt wurde. Die sicherheitstechnischen Kontrollen schließen die Messfunktionen ein. Für andere Medizinprodukte sowie Zubehör einschließlich Software oder andere Gegenstände, die der Betreiber mit Medizinprodukten nach Satz 1 verbunden verwendet, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.
[…]

(3) Über die sicherheitstechnische Kontrolle ist ein Protokoll anzufertigen, das das Datum der Durchführung und die Ergebnisse der sicherheitstechnischen Kontrolle unter Angabe der ermittelten Messwerte, der Messverfahren und sonstiger Beurteilungsergebnisse enthält. Das Protokoll hat der Betreiber zumindest bis zur Nächsten sicherheitstechnischen Kontrolle aufzubewahren.

(4) Der Betreiber darf mit der Durchführung der sicherheitstechnischen Kontrollen nur Personen, Betriebe oder Einrichtungen beauftragen, die selbst oder deren Beschäftigte, die die sicherheitstechnischen Kontrollen durchführen, die Voraussetzungen nach § 5 hinsichtlich der sicherheitstechnischen Kontrollen des jeweiligen Medizinproduktes erfüllen.
17.4
Amalgamabscheider

Amalgamabscheider müssen vor Inbetriebnahme und dann spätestens alle 5 Jahre durch eine hierfür befähigte Person (z.B. Gerätehersteller, Depot) auf ihren ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden. Der Prüfbericht ist der unteren Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen.
	Röntgen

	18.


PHB „2. Qualitätssicherung in der Zahnarztpraxis“
Detaillierte Informationen zum Thema Röntgen finden Sie im Leitfaden „Zahnärztliches Röntgen“ der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.
	Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung

	19.


PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“

" 
https://www.baua.de/



19.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitsschutzgesetz und Unfallverhütungsvorschrift (DGUV Vorschrift 9) und Technische Regeln für Arbeitsstätten ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“.
19.2
ArbStättV und ASR A1.3 

Es wird zwischen Gebots-, Verbots-, Rettungs-, Brandschutz- und Warnzeichen unterschieden (Tab.10).

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung ist einzusetzen, wenn Gefährdungen der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten nicht durch technische oder organisatorische Maßnahmen vermieden oder ausreichend begrenzt werden können. Die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung sind dabei zu berücksichtigen.

Die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung in der Zahnarztpraxis hat nach dem Stand der Technik (ASR) zu erfolgen.

Tab.10: Kombination von geometrischer Form und Sicherheitsfarbe und ihre Bedeutung für Sicherheitszeichen (ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung)
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Tageslichtbedingungen, wie in ISO 3864-4, Ausgabe Mé&rz 2011 beschrieben, ein.

Die in den Spalten 3, 4 und 5 bezeichneten Farben mussen den Spezifikationen von 1SO 3864-4,
Ausgabe Marz 2011 entsprechen. Es ist wichtig, einen Leuchtdichtekontrast sowohl zwischen dem
Sicherheitszeichen und seinem Hintergrund als auch zwischen dem Zusatzzeichen und seinem
Hintergrund zu erzielen (z. B. Lichtkante).




 
Sicherheitszeichen sind deutlich erkennbar und dauerhaft anzubringen. Deutlich erkennbar bedeutet unter anderem, dass Sicherheitszeichen in geeigneter Höhe – fest oder beweglich – anzubringen sind und die Beleuchtung (natürlich oder künstlich) am Anbringungsort ausreichend ist. Verbots-, Warn- und Gebotszeichen müssen sichtbar, unter Berücksichtigung etwaiger Hindernisse am Zugang zum Gefahrbereich angebracht werden. Besonders in lang gestreckten Räumen (z.B. Fluren) sollen Rettungs- bzw. Brandschutzzeichen in Laufrichtung jederzeit erkennbar sein (z.B. Winkel-schilder).
Ist eine Sicherheitsbeleuchtung nicht vorhanden, muss auf Fluchtwegen die Erkennbarkeit der dort notwendigen Rettungs- und Brandschutzzeichen durch Verwendung von langnachleuchtenden Materialien auch bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung für den Zeitraum der Flucht in einen gesicherten Bereich erhalten bleiben.
19.3
Unterweisung/Unterweisungsinhalte
Die Bedeutung der eingesetzten Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung in der Praxis muss Bestandteil der regelmäßigen Mitarbeiterunterweisungen sein (siehe Kapitel 20. „Unterweisungen“).
	Unterweisung

	20.


PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“



20.1
Rechtliche Grundlagen

Arbeitsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz, Jugendarbeitsschutzgesetz, Gefahrstoffverordnung, Biostoffverordnung, Betriebssicherheitsverordnung, Medizinprodukterecht, Datenschutzrecht, Unfallverhütungsvorschriften (z.B. DGUV Vorschrift 1, OStrV i. V. m. TROS), Strahlenschutzverordnung, u.a..
20.2
Verantwortlichkeiten und Aufgabenverteilung

Der Praxisinhaber hat seine Beschäftigten vor Arbeitsaufnahme, bei wesentlichen Änderungen (z.B. Einführung eines Gefahrstoff-Produktes mit neuer Gefahrenklasse, Anschaffung eines neuen Geräts) und anschließend in regelmäßigen Zeitabständen (mindestens einmal innerhalb von 12 Monaten) zu unterweisen. Bei Beschäftigten, die unter das JArbSchG (15-17 Jahre alt) fallen (z.B. Auszubildende), muss die Unterweisung halbjährlich stattfinden.

20.3
Unterweisungsinhalte

1.
Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung kann personenbezogen, in Abhängigkeit des Arbeitsplatzes und der Tätigkeit, eine Festlegung der erforderlichen Unterweisungsinhalte stattfinden.
2.
Unterweisungsinhalte können sein: Allgemeine Unfallverhütung, Arbeitsmedizinische Vorsorge, Arbeitsschutz, Beschäftigungsbeschränkungen und 
-verbote, Biologische Arbeitsstoffe, Brandschutz, Druckgeräte, Erste Hilfe, Gefahrstoffe, Hygiene, Laser, Medizinprodukte, Röntgen und die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilungen. Mehrere Themen können in einer Unterweisung zusammengefasst werden.
3.
Als Hilfsmittel bzw. fester Bestandteil der Unterweisung kommen die Betriebsanweisungen (Gefahrstoffe, Biostoffe) zum Einsatz.
20.4
Dokumentation und Aufbewahrung

Jede Unterweisung muss dokumentiert werden! Musterformulare finden Sie im 
PRAXIS-Handbuch der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg.

Die Unterlagen sollten mindestens 5 Jahre aufbewahrt werden, auch nach Ausscheiden eines Mitarbeiters liegt die empfohlene Aufbewahrungsdauer bei 5 Jahren.
PHB „1. Gesetze und Rechtliche Grundlagen“
PHB „2. Qualitätssicherung in der Zahnarztpraxis“



	Sonstige Themen

	21.


21.1
Medizinprodukte und Arzneimittel
21.1.1
Rechtliche Grundlagen

EU-MDR, MPDG, MPBetreibV, MPAMIV, AMG, etc.
Weiterführende Informationen im Themenbereich „Medizinprodukte“ finden Sie im Leitfaden „Hygiene und Medizinprodukte-Aufbereitung“ im PRAXIS-Handbuch.
	Checkliste
Arbeitsschutz & Arbeitsmedizin

	22.


PHB „3.1 Qualitätssicherung: Anhang“



22.
Checkliste Arbeitsschutz & Arbeitsmedizin
Die thematisch an diesen Leitfaden angelehnte Checkliste „Arbeitsschutz & Arbeits-medizin“ bietet den Zahnarztpraxen die Möglichkeit, alle wichtigen Grundelemente der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Anforderungen in Form einer Checkliste, z.B. am Jahresende, zu überprüfen. Hierdurch kann schnell und einfach ein evtl. 
Optimierungsbedarf innerhalb des praxisinternen Arbeitsschutzmanagementsystems festgestellt werden.
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